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Ob Bürokratieabbau, Haushaltskonsolidierung, 
Reformen der Sozialversicherung, Konjunktur-
programme oder Rettungspaket für die Siche-
rung der Stabilität und Funktionsfähigkeit des 
Finanzsystems – letztendlich geht es auch immer 
um die ordnungspolitische Grundsatzfrage, in 
welchem Umfang der Staat insgesamt in das 
Wirtschaftsgeschehen eingreift. Zur Beantwor-
tung dieser Frage stellen die nationalen Volks-
wirtschaftlichen Gesamtrechnungen (VGR) die 
sogenannte Staatsausgabenquote bereit, bei 
der die Summe der Staatsausgaben zum Brutto-
in landsprodukt ins Verhältnis gesetzt wird. Aller-
dings ist diese Staatsquote nicht Bestandteil des 
Veröffentlichungsprogramms des Arbeits kreises 
„Volkswirtschaftliche Ge samtrechnun gen der 
Län der“ (VGR d L), sodass sich der vorliegende 
Beitrag auf eine Eigenberechnung für Baden-
Württemberg stützt. Dem nach war die Staats-
ausgabenquote in Baden-Württemberg mit zu-
letzt etwas über 39 % deutlich geringer als in 
Deutschland, wo sie sich auf knapp 47 % belief. 
Unter marktwirtschaftlichen Aspekten wird eine 
niedrigere Staatsquote eher günstiger bewertet. 
Der Staat ist neben den Unternehmen1 und 
privaten Haushalten ein zentraler Akteur im 
wechselseitigen Gefüge der Güter-, Verteilungs- 
und finanziellen Transaktionen des Wirtschafts-
kreislaufs. Nach den Regeln des Europäischen 
Systems Volkswirtschaftlicher Gesamtrechnun-
gen werden zum Sektor Staat alle öffentlichen 
Körperschaften zusammengefasst, die für die 
Allgemeinheit nicht marktbestimmte Güter 
(= sonstige Nichtmarktproduktion) bereitstellen 
und die sich primär mit Zwangsabgaben (zum 
Beispiel Steuern) von anderen Sektoren finan-
zieren. Nicht marktbestimmt heißt, dass diese 
Güter kostenlos zur Verfügung gestellt werden 
bzw. dass nach den Konventionen der VGR 
weniger als 50 % ihrer Produktionskosten durch 
Umsätze, Gebühreneinnahmen etc. gedeckt sind. 
Bei der Nichtmarktproduktion des Staates han-
delt es sich um die gesamte Palette öffentlicher 
Leistungen, die der Gesellschaft entweder zum 
Individualkonsum (Bildung, Gesundheit, Sport 
und Kultur) oder zum Kollektivkonsum (Verwal-
tung, innere Sicherheit, Verteidigung, Umwelt-
schutz, Forschung und Entwicklung, Infrastruk-
tur und Wirtschaftsförderung) bereitstehen. In 
der sektoralen Untergliederung werden je 
nach der territorialen Zuständigkeit die Teilsek-
toren Bund (Zentralstaat) Länder und Gemein-
den/Gemeindeverbände unterschieden. Zum 
Staat gehört ferner die Sozialversicherung.
Abgrenzung der Staatsausgaben
Um den Umfang und die Intensität staatlicher 
Aktivitäten zu messen, werden die Staatsaus-
gaben zum (nicht preisbereinigten) Bruttoin-
landsprodukt, dem umfassenden Maß für die 
wirtschaftlichen Leistungen eines Gebietes, ins 
Verhältnis gesetzt. Die sich so ergebende Quote 
ist eine Größe, wie sie üblicherweise als Staats-
quote berechnet und als solche auch so be-
zeichnet wird. Dabei wird in einer eigenen EU-
Verordnung2 festgelegt, welche Ausgabenarten 
zu den Staatsausgaben nach VGR-Konzept zu 
zählen sind. Sie umfassen die konsumbezoge-
nen Ausgaben wie das Arbeitnehmerentgelt 
für die Staatsbediensteten, die monetären 
Sozial leistungen wie Renten, Pensionen und 
Arbeitslosengeld, die Bruttoinvestitionen im 
Rahmen von Infrastrukturmaßnahmen, die 
Subventionen zur Unterstützung bestimmter 
Wirtschaftbereiche und Regionen, die Zinszah-
lungen für Staatsschulden, die Schuldentilgun-
gen bis hin zu fällig gewordenen Bürgschaften 
(siehe auch Übersicht). Insofern wird mit der 
Staats(ausgaben)quote das gesamte Spektrum 
staatlicher Aktivitäten im Wirtschaftskreislauf 
aus dem Blickwinkel der Ausgabenseite erfasst. 
Das wertmäßige Pendant zu den Ausgaben 
sind die Einnahmen des Staates, die sich im 
Wesentlichen aus den Steuern und Sozialbei-
trägen rekrutieren. Falls sich zwischen den Aus-
gaben und Einnahmen ein Finanzierungsdefizit 
einstellt, wird es durch Kredite geschlossen. 
Berechnungsmethode für die regionale 
Staatsquote
Die Staatsausgaben werden auf nationaler 
Ebene vom Statistischen Bundesamt in den 
Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen er-
fasst und berechnet. Dabei werden die Ausga-
ben und Einnahmen einschließlich des Finan-
zierungssaldos des Gesamtstaates und dessen 




es sich hierbei vor allem 
um die nicht finanziellen 
und finanziellen Kapital-
gesellschaften. Siehe Sta-





– ESVG 1995, Luxemburg 
1996, S. 22 ff. 
2 Verordnung (EG) Nr. 
1500/2000 der Kommis-
sion vom 10. Juli 2000 zur 
Durchführung der Verord-
nung (EG) Nr. 2223/96 des 
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Teilsektoren differenziert nachgewiesen. Die für 
den Staatssektor erstellten Tabellen speisen sich 
aus Einzelpositionen des für den Staat geführ-
ten Kontensystems. So entstammen die Vorleis-
tungen dem Produktionskonto, das Arbeitneh-
merentgelt dem Einkommensentstehungskonto, 
die monetären Sozialleistungen dem Konto der 
sekundären Einkommensverteilung und die 
Bruttoinvestitionen dem Sachvermögensände-
rungskonto des Staates.3 Maßgebend für die 
Berechnung der Staatsquote auf Bundesebene 
ist die konsolidierte Ausgaben-Einnahmen-
Tabelle für den Staat, in der sich die Ströme 
zwischen den Teilsektoren des Staates gegen-
seitig aufheben.
Allerdings steht seitens des Arbeitskreises 
VGR d L für die Bundesländer ein derart um-
fassendes und in sich geschlossenes Konten- 
und  Tabellensystem nicht zur Verfügung, sodass 
für die Berechnung der regionalen Staatsquote 
nach einem anderen Lösungsweg gesucht 
wer den musste. In den regionalen Volkswirt-
schaftlichen Gesamtrechnungen ist es aner-
kannte Praxis, sich im Fall von Datenlücken der 
Schlüsselungstechnik bzw. der  Top-down-
Methode zu bedienen. Das heißt, dass der 
Bundes eckwert anhand einer geeigneten 
Schlüsselgröße auf das jeweilige Bundesland 
heruntergebrochen wird. Dazu wählt man eine 




laut nationaler VGR 2005 in %
Schlüsselgröße
Konsumbezogene Ausgaben
Umfassen die Vorleistungen, das Arbeitnehmerentgelt, die 
sonstigen Produktionsabgaben und die sozialen Sachleistungen, 
die im Wesentlichen die Konsumausgaben des Staates bestimmen.
41,1 Konsumausgaben des Staates1)
Monetäre Sozialleistungen
Umfassen zum Beispiel Renten, Pensionen, Arbeitslosengeld, 
Sozialgeld, Hilfe zum Lebensunterhalt.
40,9 Empfangene monetäre Sozialleistungen der privaten 
Haushalte abzüglich Sozialleistungen aus privaten 
Sicherungssystemen1)
Vermögenseinkommen
Entsprechen im Wesentlichen den Zinsen auf öffentliche Schulden
Vermögenseinkommen Bund und Sozialversicherung
Vermögenseinkommen Länder und Gemeinden
5,9
Einwohner
Zinsausgaben der Länder und Gemeinden an andere 
Bereiche2)
Sonstige laufende Transfers
Umfassen zum Beispiel Beiträge des Staates an Institutionen der 
Europäischen Union (ohne Steuern und ohne vierte Eigenmittel-
quelle) oder an andere internationale Organisationen, Katastrophen-




Sonstige Vermögenstransfers Bund und Sozialversicherung
Sonstige Vermögenstransfers Länder und Gemeinden
Die sonstigen Vermögenstransfers umfassen zum Beispiel Entschädi-
gungszahlungen, Schenkungen, Schuldenerlasse und Übertragungen 
des Staates an Unternehmen zur Deckung von außerordentlichen 
Verlusten außerhalb des Verantwortungsbereichs von Unternehmen.
3,3
Investitionen Neue Anlagen ohne Wirtschaftsbe-
reiche Öffentliche Verwaltung, Verteidigung, Sozial-
versicherung sowie  Erziehung und Unterricht1)
Einwohner
Vermögensübertragungen an andere Bereiche2)
Bruttoinvestitionen
Umfassen im Wesentlichen Bauten, Ausrüstungen und sonstige 
Anlagen (zum Beispiel Nutztiere, Computerprogramme) sowie 
Vorratsveränderungen
2,9 Investitionen Neue Anlagen der Wirtschaftsbereiche 
Öffentliche Verwaltung, Verteidigung, Sozialversiche-
rung sowie Erziehung und Unterricht1)
Subventionen
Umfassen zum Beispiel Import- und Exportsubventionen, 
Subventionen auf Lohnsummen, Zinszuschüsse.
2,6 Subventionen1)
Nettozugang an nicht produzierten Vermögensgütern
Umfasst den Erwerb abzüglich der Veräußerung nicht produzierter 
Vermögensgüter (zum Beispiel Grund und Boden ehemaliger 
Bundeswehrstandorte) sowie immaterieller nicht produzierter 
Vermögensgüter (zum Beispiel Patente und Nutzungsrechte).
– 0,1 Einwohner
1) Datengrundlage: Arbeitskreis VGR d L. – 2) Datengrundlage: Finanzstatistik.
Berechnungsmethode für die Staatsausgaben in Baden-WürttembergÜ
3 Siehe Statistisches Bun-





ergebnisse, Stand: Februar 
2008, S. 203 ff.
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engen Zusammenhang zwischen dem zu be-
rechnenden Aggregat und dem Schlüssel aus-
gegangen werden darf. 
Die Schlüsselgrößen für die Ableitung der ba-
den-württembergischen Staatsquote sind in der 
Übersicht zusammengefasst. Ausgangspunkt 
der Berechnungen waren die entsprechenden 
Bundeseckwerte für die einzelnen Ausgaben-
kategorien aus den bereits oben erwähnten 
konsolidierten Staatstabellen. Im abschließen-
den Rechengang wurden die so für Baden-
Württemberg pro Referenzjahr erzeugten ver-
schiedenen Ausgabenwerte zu den gesamten 
Staatsausgaben zusammengefasst und als 
Staatsquote zum jeweiligen nominalen Brutto-
inlandsprodukt ins Verhältnis gesetzt. 
Obwohl auf der regionalen Ebene ein komplet-
tes Kontensystem nicht geführt wird, ist es er-
staunlich, dass am Beispiel von 2005 rund neun 
Zehntel der Gesamtausgaben des Staates an-
hand weitgehend vergleichbarer Landesdaten 
regionalisiert werden konnten. Nur bei rund 
einem Zehntel musste ungeachtet der Berech-
nungsmethoden für die im Arbeitskreis VGR d L 
vorliegenden Ausgabekategorien auf den etwas 
einfach anmutenden Schlüssel der Einwohner-
zahl zurückgegriffen werden. Auch in den Vor-
jahren bewegten sich diese Anteile in ähnlichen 
Größenordnungen. Insgesamt gesehen kann 
somit dem gewählten Top-down-Ansatz eine 
relativ hohe Qualität attestiert werden. 
Noch auf Folgendes sei hingewiesen: Bei dem 










im Bundesvergleich 1995 bis 2005*)S1
Statistisches Landesamt Baden-Württemberg 964 08
Baden-Württemberg Deutschland
*) 1995 ohne Vermögenstranfers im Zusammenhang mit der Schuldenübernahme der Treuhandan-
stalt und der Wohnungswirtschaft der ehemaligen DDR. 2000 einschließlich einmaliger Versteige-





























































in % der Gesamtausgaben
1995 44,1 42,1 35,8 36,6 7,3 7,3 2,8 2,5 2,9 2,8 3,4 4,5 3,9 4,3 – 0,2 – 0,2
1996 43,6 41,5 37,3 38,2 6,9 7,1 2,9 2,6 2,7 2,6 3,5 4,2 3,3 4,0 – 0,2 – 0,2
1997 43,5 41,3 37,9 39,0 6,9 7,0 3,1 2,8 2,5 2,5 3,3 3,8 3,1 3,7 – 0,2 – 0,2
1998 43,4 41,0 37,6 38,7 6,9 7,0 3,3 3,0 3,0 2,9 3,1 3,8 3,0 3,8 – 0,2 – 0,2
1999 43,5 41,1 37,4 38,7 6,4 6,5 3,7 3,4 2,8 2,8 3,3 3,9 3,0 3,7 – 0,2 – 0,2
2000 45,8 43,2 39,3 40,8 6,7 7,0 4,1 3,8 3,4 3,2 3,6 3,9 3,1 3,7 – 6,1 – 5,6
2001 42,9 40,8 37,2 39,1 6,1 6,4 3,7 3,4 3,8 3,5 3,6 3,7 2,8 3,3 – 0,1 – 0,1
2002 42,7 40,7 38,7 40,5 5,7 6,1 3,2 3,0 3,8 3,3 3,4 3,5 2,6 3,1 – 0,1 – 0,1
2003 42,5 40,6 39,2 40,7 5,8 6,1 3,4 3,1 3,7 3,4 3,0 3,2 2,5 2,8 – 0,1 – 0,1
2004 42,6 40,7 39,8 41,2 5,7 6,0 3,5 3,2 3,6 3,2 2,5 3,0 2,4 2,8 – 0,1 – 0,1
2005 42,9 41,1 39,6 40,9 5,6 5,9 3,6 3,4 3,5 3,3 2,4 2,9 2,4 2,6 – 0,1 – 0,1
*) Abrenzung nach VGR-Konzept. – 1) Sie umfassen die Vorleistungen, das Arbeitnehmerentgelt, die sonstigen Produktionsabgaben und die sozialen Sachleistun-
gen, die im Wesentlichen die Konsumausgaben des Staates bestimmen. – 2) 1995 ohne Vermögenstransfers im Zusammenhang mit der Schuldenübernahme der 
Treuhandanstalt und der Wohnungswirtschaft der ehemaligen DDR. – 3) 2000 einschließlich einmaliger Versteigerungserlöse des Bundes aus den UMTS-Mobil-
funklizenzen.
Bereichsstruktur der Staatsausgaben Baden-Württembergs im Bundesvergleich 1995 bis 2005*)T
Wirtschaft,
Arbeitsmarkt
Statistisches Monatsheft Baden-Württemberg 1/2009
41
4 Aufgrund der einge-
schränkten Datenverfüg-
barkeit für die regionalen 
Volkswirtschaftlichen Ge-
samtrechnungen konnte 
bis zum Redaktionsschluss 
des vorliegenden Beitrags 
die Berechnung der Staats-
quote nur bis zum Jahr 
2005 durchgeführt werden. 
Wegen diverser Datenlü-
cken waren auch Berech-
nungen für die Jahre vor 
1995 nicht möglich. Um 
Verzerrungen in der Zeit-
reihe zu vermeiden, wer-
den die Staatsausgaben 
für das Basisjahr 1995 
ohne die Vermögenstrans-
fers im Zusammenhang 
mit der Schuldenübernah-
me der Treuhandanstalt 
und der Wohnungswirt-
schaft der ehemaligen 
DDR durch den Bund an-
gegeben.      
5 Mobilfunklizenzen werden 
im ESVG als nicht produ-
zierte Vermögensgüter 
betrachtet. Ihr Versteige-
rungserlös ist im Jahr 2000 
mit negativem Vorzeichen 
in die Ausgabenposition 
„Nettozugang an nicht 
produzierten Vermögens-
gütern“ eingeflossen und 
hat somit zu einem nicht 
unerheblichen Einbruch 
bei den Gesamtausgaben 
des Staates geführt.   
6 In dem neuen System of 
National Accounts 2008, 
dem weltweiten Rahmen 
für das noch zu revidie-
rende ESVG, werden ab 
dem voraussichtlichen 
Implementierungsjahr 
2015 Forschung und Ent-
wicklung jedoch als Inves-
titionen behandelt werden. 
neben den Leistungen der Sozialversicherung 
auch die Aktivitäten des Teilsektors Bund auf 
Baden-Württemberg regionalisiert. Dies ist ge-
radezu zwingend, weil ja der Zentralstaat kein 
imaginäres Gebilde ist, sondern mit seinem 
Handeln stets auch einen regionalen Bezug hat. 
So kommen einerseits seine Dienstleistungen 
wie innere und äußere Sicherheit den Einwoh-
nern aller Bundesländer zugute, andererseits 
betreibt er Infrastruktureinrichtungen (zum Bei-
spiel Autobahnen, Bundesstraßen) in der Fläche 
und er hat seine Dienststellen (zum Beispiel 
Bundesverfassungsgericht, Zollämter, Bundes-
polizeidirektionen) auf die Länder verteilt. 
Staatsquote in Baden-Württemberg geringer 
als im Bundesdurchschnitt  
In Baden-Württemberg belief sich die entspre-
chend dem oben aufgeführten Verfahren be-
rechnete Staatsquote 20054 auf 39,4 %. Damit 
war hierzulande der Einfluss des Staates auf 
den Wirtschaftskreislauf deutlich geringer aus-
geprägt als in Gesamtdeutschland mit einer 
Quote von 46,9 %. Im gesamten Untersuchungs-
zeitraum 1995 bis 2005 konnte Baden-Württem-
berg ein günstigeres Ergebnis als das Bundes-
gebiet aufweisen (Schaubild 1). Gleichzeitig 
fällt auf, dass in diesem Zeitraum weder in 
Baden-Württemberg noch in Deutschland die 
Staatsquote nennenswert reduziert werden 
konnte. Der Rückgang im Jahr 2000 ist im We-
sentlichen auf eine Sonderentwicklung durch 
den Verkauf der UMTS-Mobilfunklizenzen zu-
rückzuführen.5
Hauptbestandteil der Staatsausgaben sind die 
konsumbezogenen Ausgaben, deren Höhe vor 
allem vom Arbeitnehmerentgelt für die Beschäf-
tigten im öffentlichen Dienst bestimmt wird. 
Sie erbringen die kollektiv oder individuell 
konsumierbaren Dienstleistungen des Staates. 
Bei fast 43 % der Gesamtausgaben des Staates 
in Baden-Württemberg handelte es sich im 
Jahr 2005 um konsumbezogene Ausgaben 
(Tabelle). Den zweitgrößten Posten mit einem 
Ausgabenanteil von fast 40 % stellten die mo-
netären Sozialleistungen dar. In Deutschland 
hatten die Sozialtransfers im gesamten Unter-
suchungszeitraum durchgängig ein größeres 
Gewicht, was vor allem auf die im Vergleich zu 
Baden-Württemberg deutlich höhere Arbeits-
losenquote und ungünstigere Altersstruktur 
der Bevölkerung zurückzuführen sein dürfte. 
Bemerkenswert ist das Verhältnis der (geleiste-
ten) Vermögenseinkommen, das heißt der Zins-
lasten, zu den Bruttoinvestitionen des Staates. 
In allen Jahren wurde in Baden-Württemberg 
wie in Deutschland stets mehr für Zinsen als 
für Investitionen ausgegeben. Zum Teil war es 
gut das Doppelte. Deutlich zurückgegangen ist 
der Anteil der Subventionen. Betrug er in Baden-
Württemberg 1995 noch 3,9 %, waren es 2005 
nur noch 2,4 %.
Sozialleistungen expandieren – Investitionen 
sinken  
Die Gesamtausgaben des Staates sind in Baden-
Württemberg 2005 gegenüber 1995 um gut 
23 % gewachsen (Schaubild 2). Dabei haben 
die monetären Sozialleistungen nicht zuletzt 
infolge des demografischen Wandels mit rund 
36 % deutlich stärker zugelegt als die konsum-
bezogenen Ausgaben, für die sich eine Zunahme 
von fast 20 % ergab. Dagegen wiesen die staat-
lichen Bruttoinvestitionen ein Minus von knapp 
13 % auf, wobei durchaus ein Zusammenhang 
mit dem vielfach beklagten Aufschub dring-
licher Reparaturen, Erneuerungen und Erwei-
terungen öffentlicher Infrastruktureinrichtungen 
gesehen werden kann. Als Kritik am Investitions-
begriff der Volkswirtschaftlichen Gesamtrech-
nungen bleibt anzumerken, dass er sehr eng 
gefasst ist und daher die Ausgaben für Bildung 
sowie für Forschung und Entwicklung nicht 
umfasst. Diese Ausgabenkategorien zählen 
konzeptionell zu den konsumtiven Staatsaus-
gaben, obwohl sie gerade im Hinblick auf den 
stetig voranschreitenden Wandel zur Wissens-
gesellschaft eigentlich ebenfalls der Kapitali-
sierung bedürften.
Staatsausgaben*) und Bruttoinlandsprodukt 
Baden-Württembergs 1995 bis 2005S2
Statistisches Landesamt Baden-Württemberg 965 08
*) 1995 ohne Vermögenstranfers im Zusammenhang mit der Schuldenübernahme der Treuhandan-
stalt und der Wohnungswirtschaft der ehemaligen DDR. – 1) Sie umfassen die Vorleistungen, das 
Arbeitnehmerentgelt, die sonstigen Produktionsabgaben und die sozialen Sachleistungen, die im 
Wesentlichen die Konsumausgaben des Staates bestimmen.
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